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Geſetz⸗ Sammlung 
für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 36. —— 


(Nr 276g.) Verordnung wegen Einführung vo Geſindedienſtbuͤchern. Vom 29. Sep: 
e meh tember 1846. 
PA 


Y ; 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Da die beſtehenden Vorſchriften wegen der dem abziehenden Geſinde zu 
ertheilenden Entlaſſungszeugniſſe nach den daruͤber gemachten Erfahrungen nicht 
ausreichen, um den Dienſtherrſchaften die erforderliche Kenntniß von der ſitt⸗ 
lichen Führung des Geſindes zu verſchaffen, fo verordnen Wir, nach Anhörung 
Unſerer getreuen Staͤnde auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, fuͤr den 
ganzen Umfang der Monarchie, was folgt: | 


9 45 
Jeder Dienſtbote, welcher nach Publikation dieſer Verordnung in Ge- 
ſindedienſte tritt oder die Dienſtherrſchaft wechſelt, iſt verpflichtet, ſich mit einem 
Geſindebuche zu verſehen. 


K. 2. Er 
Die Geſindebuͤcher werden nach dem anliegenden Schema gedruckt, fie 
gewähren Raum zur Eintragung von ſechs Dienſtatteſten, und ſind bei den 
4 Stempelvertheilern für den Preis von 10 Sgr. zu haben. 


H. 3. 

Vor Antritt des Dienſtes hat der Dienſtbote das Geſindebuch der Poli— 
zeibehörde des Aufenthaltsorts zur Ausfertigung vorzulegen. An ſolchen Or⸗ 
ten, wo keine Polizeibehoͤrde ihren Sitz hat, kann die Ausfertigung der Ge⸗ 
ſindedienſtbuͤcher den Dorfgerichten (in den weſtlichen Provinzen den Gemeinde⸗ 
Vorſtehern) durch den Landrath uͤbertragen werden, welcher auch befugt iſt, 
dieſe Ermaͤchtigung zuruͤckzunehmen. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2763.) 69 §. 4. 
Ausgegeben zu Berlin den 13, November 1846, 


a 


H. 4. 


Beim Dienſtantritt iſt das Geſindebuch der Dienſtherrſchaft zur Einſicht 
vorzulegen. Sollte das Geſinde die Vorlegung des Geſindebuchs verweigern, 
ſo ſteht es bei der Dienſtherrſchaft, entweder daſſelbe ſeines Dienſtes zu ent— 
laſſen, oder die Weigerung der Polizeibehoͤrde anzuzeigen, welche alsdann gegen 
das Geſinde eine Ordnungsſtrafe bis zu 2 Rthlr. oder verhaͤltnißmaͤßige Ge⸗ 
faͤngnißſtrafe feſtzuſetzen hat. 


H. 5. 


Bei Entlaſſung des Geſindes iſt von der Dienſtherrſchaft ein vollſtaͤn⸗ 
diges Zeugniß über die Führung und das Benehmen deſſelben in das Geſinde⸗ 
buch einzutragen. Schreibensunkundige haben mit dieſer u eine glaub- 
hafte Perſon zu beauftragen, welche dieſen Auftrag mit ihrer Namensunter⸗ 
ſchrift beſcheinigen muß. Weigert ſich eine Dienſtherrſchaft, dieſer Verpflich⸗ 
tung zu genuͤgen, ſo iſt ſie dazu von der Polizeibehoͤrde durch eine ihr vorher 
anzudrohende Geldſtrafe von 1 bis 5 Rthlr. anzuhalten. 


F. 6. 


Wird ein Dienſtbote wegen eines Verbrechens beſtraft, ſo hat die Unter⸗ 
fuchungsbehörde das Geſindebuch von demſelben einzufordern und darin die 
erfolgte Beſtrafung aktenmaͤßig einzutragen. 


. 


Geht ein Geſindebuch verloren, ſo wird die Polizeibehoͤrde des Orts, wo 
das Geſinde dient, oder, wenn es zur Zeit dienſtlos iſt, die Polizeibehoͤrde des 
Orts, wo es zuletzt gedient hat, auf geſchehene Anzeige und naͤhere Ermittelung 
der obwaltenden Umſtaͤnde, die Ausfertigung eines neuen Geſindebuchs veran⸗ 
laſſen, in welchem der Verluſt des fruͤhern jedesmal ausdruͤcklich angemerkt 
werden muß. Die dadurch entſtehenden Koſten ſind von demjenigen einzuziehen, 
welcher den Verluſt verſchuldet hat. 


5 


§. 8. 


Der Dienſtbote, welchem ein unguͤnſtiges Zeugniß ertheilt worden iſt, 
kann auf die Ausfertigung eines neuen Geſindebuchs antragen, wenn er nach— 
weiſt, daß er ſich waͤhrend zweier Jahre nachher tadellos und vorwurfsfrei 
gefuͤhrt habe. 


§. 9. 


Iſt die Ausfertigung eines neuen Geſindebuchs nothwendig, weil in dem 
bisherigen bereits ſechs in eingetragen find, fo kann das Gefinde ver— 
langen, daß das bisherige Geſindebuch dem neuen vorgeheftet werde. 

5 Ur⸗ 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben, Groß-Tinz den 29. September 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 
Gr. zu Stolberg. Für den Staatsminiſter Uhden: Bornemann. 
Frh. v. Canitz. v. Duͤesberg. 


Formular 
zu 


einem Geſindebuche. 


.. .. . AGusfertigungsnummer der Polizeibehörde.) 


Geſindebuch 


fuͤr (Vor⸗ und Zunamen) 
aus (Heimathsort) 
alt 


Haare 
Beſondere Merkmale 
ob dem Dienſtboten die Blattern geimpft ſind? 
ob er militairpflichtig iſt? 
„ 
(L. S.) 


Namen der Behoͤrde. 


(Nr, 2763-2764.) \ (Nr. 2764.) 
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[r. 2764.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 29. September 1846., betreffend das Verfahren 

u bei öffentlichen Bekanntmachungen aus Veranlaſſung eines Auflaufs oder 

IE AU a? K Tumults, bei welchem die bewaffnete Macht eingeſchritten oder in An— 
ſpruch genommen iſt. 


ur Wahrung der obrigkeitlichen Autorität bei den zur Unterdruͤckung von 
Unruhen oder in Folge derſelben zu ergreifenden Maaßregeln, beſtimme Ich 
auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 26. d. M. Folgendes: 


1) Oeffentliche Bekanntmachungen aus Veranlaſſung eines Auflaufs oder 
Tumultes, bei welchem das Einſchreiten der bewaffneten Macht eingetre- 
ten oder in Anſpruch genommen iſt, ſind ausſchließlich von der dazu be— 
fugten Militair- und Zivilbehoͤrde zu erlaſſen. 

2) a Befugniß zu Öffentlichen Bekanntmachungen fteht in ſolchen Fal- 
en zu: 

a) — Gouverneur oder Kommandanten, in deren Ermangelung dem 
oberſten Militairbefehlshaber am Orte und dem erſten Zwilverwal⸗ 
tungsbeamten, zu deſſen Reſſort die Handhabung der Polizei am 
Orte gehoͤrt; a ’ 

b) den dieſen dienſtlich vorgeſetzten Beamten und Behoͤrden. 

3) Bekanntmachungen anderer unmittelbarer oder mittelbarer Beamten oder 
Behoͤrden dürfen nur unter Einverſtaͤndniß der zu 2 a. genannten Be: 
amten oder der Vorgeſetzten der letzteren erlaſſen werden. 

4) Sobald aus Veranlaſſung eines Auflaufs oder Tumults, bei welchem 
die bewaffnete Macht eingeſchritten oder in Anſpruch eee iſt, amt⸗ 
liche Bekanntmachungen erlaſſen worden, find vor Publikation des rechts- 
kraͤftigen Erkenntniſſes alle Veroͤffentlichungen, welche denſelben wider— 

ſprechen oder in der Darſtellung des Sachverhältniffes über den that— 
ſaͤchlichen Inhalt jener Bekanntmachungen hinausgehen, zum Druck nicht 
zu verſtatten. a 


Dieſer Mein Befehl iſt durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Groß⸗Tinz, den 29. September 1846, 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


